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Anspruch der Ehegatten auf Beteiligung an BVG-Austrittsleistungen
Sachverhalt

Ich bin Beiständin von einem 64 Jahre alten Mann, der gerichtlich getrennt von seiner Frau lebt. Mein Klient ist im letzten Stadion krebskrank und wird nicht mehr sehr lange leben. Er hat noch etwa 3 sehr kleine Freizügigkeitspolicen 2.Säule, unter Fr. 10'000.--. Da er IV-Rentner ist möchte ich das wenige Geld noch für ihn auslösen, damit er zu Lebzeiten noch etwas davon hat. Meine Frage? Muss ich mit der Frau teilen, oder kann ich alles für meinen Klienten brauchen.
Erwägungen

1. Zunächst stellt sich die Frage, weshalb der invalide Ehemann keine BVG-Rente bezieht (Art. 23 BVG). Abzuklären wäre, ob diesbezüglich noch ein Anspruch geltend gemacht werden kann oder ob er verjährt ist, was 10 Jahre nach Eintritt des Vorsorgefalls zutrifft (Art. 41 Abs. 2 BVG). 
2. Wieweit die Ehefrau Anspruch auf eine Beteiligung am Freizügigkeitskapital hat, bemisst sich nach mehreren Faktoren und kann hier nicht abschliessend erörtert werden. Das Kapital kann entstanden sein aus einem Austritt aus einer Vorsorgeeinrichtung und Nichtwiedereintritt infolge eines dauernd fehlenden Arbeitsverhältnisses, es kann aber auch in aus Restbeträgen einer Austrittsleistung entstanden sein, welche nach dem Einkauf in die vollen reglementarischen Leistungen übrig blieben, oder sie können auch nach einer Pensumsreduktion angefallen sein.
3. Grundsätzlich haben Ehegatten Anspruch auf hälftige Teilung der während der Ehe erworbenen Vorsorgebestandteile (FamPra.ch 2/2004 S. 399), unabhängig ihres Güterstandes. Zur Berechnung der den Ehegatten zustehenden Anteile haben die Vorsorgeeinrichtungen die nötigen Berechnungen zu liefern (Art. 141 ZGB). Falls – wie vorliegend – ein Vorsorgefall eingetreten ist und die Ansprüche aus beruflicher Vorsorge nicht beteilt werden können, ist eine angemessene Entschädigung geschuldet.
4. Es ist in Ihrem Fall zu empfehlen, für den Fall, dass keine BVG-Rente bezogen werden kann, mit der Ehefrau eine Einigung zu finden. Ohne ihre Mitwirkung lässt sich das Kapital nicht herauslösen, und bei zu Unrecht bezogenem Kapital entstünde eine Ersatzforderung, welche allenfalls noch gegen die vormundschaftlichen Organe gerichtet werden könnten (I. Schwenzer, FamKommentar Scheidung, N 27 ff. zu Art. 122 ZGB).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 4. Januar 2006
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